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zu 32/J 

Beiblatt zur ParlCllll(;ntskorrespondenz 12. Novemb er 1959 

A n fra g e· b e a n t w 0 r tun g 

Auf die Anfrage der Abgeordneten ])r. G red 1 e r und Genossen 

Vom 18. September 1959, betreffend die gesetzliche Regelung der Finanzierung 

von I·/Iassnahmen gegen Hochwasserschäden, toilt Bundeskanzler Ing. Raa b 

namens der Bundesregierung folgendes mit: 

Im Hinblick auf die von den gesetzgobenden Körperschaften des Bundes 

unverändert boschlossEme verfassungsmässigo Zustirr..mung zu der in der 

Regierungsvorlage, betreffend das Hochwasserschäden-Fondsgesetz, enthaltenen 

Bostimmung des § 5 Abs ~l lit. a), wonach die Mittel des Fonds aufgebracht 

werden; 

durch Aufnahme von AnlDihon, und zwar in 'don Jalrren 

1959 in Höho von ••• 4'8 ••••••••• OO.c." •• 100 Hill. S 

1960 " " " 200 " " ••••••• " ..... CI .......... 

1961 n 11 n 300 tI " ............. ., ........ 
1962 !I 11 !I 300 " l! 

••••••••••• O.O.Oct ••• o. 
1963 fI 11 " 300 " " ................... '. 40 o. 

und die am 8. Oktober 1959 unter Nr.2l0 erfolgte Kundmachung dos Gesotzcs­

boschlussos im Bundesgesetzblat't ist die Bundesregierung nicht in dar Lage, 

die Fonclsmittol der Jahre 1959 und 1960 auf je 300 MilLS zu orhöhen. 

Im übrigen hat sich der Nationalrat mit dor Ragierungsvorlago oingohE:md 

beschäftigt und an. ihr auch verschiedone Änderungon vorgenommen, die jodoch 

nicht diG Höhe der aufzunehmendeIl Anloihon betreff0110 

Eine Aufstockung der Mittel erschoint derzoit auch infolge l1blauf des 

crösston Teiles des Jahres 1959 lUl.~tunlich. Ob ·und inwieweit eine Erhöhung 

der Fondsmittel in Zukunft notwendig sein sollte, wird im geeigneten Zoit­

punkt zu prüfen sein. Eine solche ErhöhUl1g wird üb :rdios die RegiorUl1g nicht 
diese wird 

im eigonon Wirkungsbereiche vornehmen können, s ondorn/ der parlament aris ehen 

Beschlussfassung bedürfen. 

-.-.-.-.-

20/AB IX. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




